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Was zählt

Polak, Wegier – dwa bratanki», das ist
ein Vers aus einem polnischen Cou-
plet, wohl aus dem 18. Jahrhundert,

auf die traditionelle Verbundenheit mit
Ungarn. Die Gefühle sind gegenseitig:
«Lengyel, magyar – két jó barát», sagen die
Magyaren; sinngemäss: Polen und Ungarn
sind Brüder.

In beiden Ländern stehen Statuen und
hängen Plaketten, die davon zeugen, dass
man sich zugetan ist. So findet sich mitten
in Budapest ein Standbild des polnischen
Feldherrn Józef Bem (1794–1850). Bem
kämpfte zunächst in der geteilten und
fremdbeherrschten Heimat gegen die Rus-
sen, dann in Ungarn gegen die Habsburger.

Das sind Reminiszenzen, doch die Ge-
schichte wirkt fort. Das ersieht sich heute
etwa daran, dass sich Warschau und Buda-
pest innerhalb der EU gegenseitig stützen,
notfalls mit dem Veto. In beiden Ländern
zeigen die Mächtigen autoritäre Tenden-
zen; namentlich stellt sich die ernste Frage,
wie unabhängig die Justiz in Polen und
Ungarn noch ist. Dem ungarischen Minis-
terpräsidentenViktor Orbán wird auch vor-
geworfen, die Presse gleichgeschaltet zu
haben (eine Mahnung an die Schweiz übri-
gens, es mit der Nähe der Medien zur Re-
gierung nicht zu übertreiben).

EU-Architektur überdenken
Gerade eben hat PolensVerfassungsgericht
befunden, dass EU-Recht nicht vor natio-
nalem Recht geht, was in Brüssel folgerich-
tig für Entsetzen sorgt: Da wird der Glau-
benssatz der immer engeren Integration
grundsätzlich infrage gestellt. Allerdings
liesse sich das auch als Anlass dafür sehen,
die zu starre Architektur der EU zu über-
denken und allenfalls zu flexibilisieren. Ex-
akt mit «fremden Richtern» hat ja auch das
Nichtmitglied Schweiz grösste Mühe.

In der EU werden Drohungen laut, die
milliardenschwere Umverteilung nach

Polen und Ungarn zu stoppen. Unver-
meidlich: Die Neologismen «Polexit» und
«Huxit» machen die Runde, Rauswurf oder
Austritt Polens und/oder Ungarns. Nach
dem Rausschmiss rufen, ziemlich leicht-
fertig, manche Medien, doch auch etwa
der niederländische Premier Mark Rutte,
der sagt, Ungarn habe keinen Platz mehr
in der EU. Orbán ist, noch mehr als Polens

starker Mann Jarosław Kaczynski, in Brüs-
sel eine «Bête noire». Zu allem Elend ge-
schäftet er ungeniert mit Russlands
Machthaber Wladimir Putin (dass
Deutschland dies mit der Ostsee-Gaslei-
tung auch tut, sei nur nebenbei erwähnt).

Orbáns Konzept der «illiberalen Demo-
kratie» ist tatsächlich alarmierend und in
sich widersprüchlich – just darin freilich
verwandt mit dem weiter westlich als
schick geltenden «Linksliberalismus».

Eine tiefere Ursache des gegenseitigen
Fremdelns besteht darin, dass die ehema-
ligen Ostblockländer «1968» ganz anders
erlebt haben als die EU-Stammlande.
Während im Westen wohlgenährte Stu-
denten für allerlei sozialistische Phantas-
men randalierten und später erfolgreich
den Marsch durch die Institutionen (so-
wie Redaktionen) vollzogen, mussten
Panzer des Warschauer Pakts den real
existierenden Sozialismus vor dem Prager
Volkszorn schützen. So kommt es, dass
manches, was im Westen als politisch
überaus dringlich verkündet wird, in den
robuster gestimmten postkommunisti-
schen Gesellschaften des Ostens die
Leute eher stutzig macht.

Für Polens starken Mann, Jarosław
Kaczynski, ist Putin der Feind schlechthin.
Es ist nicht schwer, aus Polens leidvoller
Geschichte den Generalbass seiner
Aussenpolitik herauszuhören: unbedingt
die nationale Souveränität erhalten. Die
expansionistische Neigung des Kremls
wird in Warschau nüchterner erkannt als
in manchen zum Pazifismus neigenden
Staaten der alten EU; das wäre auch unter
einer anderen Regierung so. Der Beitritt
zur Nato war für Polen denn auch mindes-
tens so wichtig wie derjenige zur EU – der,
kein Zweifel, entscheidend zu bewun-
dernswertem Wirtschaftswachstum ver-
holfen hat. Für einen Austritt aus der EU
gibt es weder in Polen noch in Ungarn
eine öffentliche Mehrheit, doch den Na-
tionalstaat in der EU allmählich aufgehen
lassen, kommt beiderorts überhaupt nicht
infrage. Das irritiert manche auf postna-
tional gebürstete Eliten im Westen.

Polens Trauma sind die Teilungen, das
ungarische heisst Trianon: die brutale
Amputation des Staatsgebiets um zwei
Drittel, unklug und unfair verfügt 1920
durch die Siegermächte des Ersten Welt-
kriegs. Selbstredend weiss Orbán, dass er
Siebenbürgen, das Banat, die Slowakei
(ehemals Felvidék) nicht zurückholen
kann, doch machterhaltend bewirtschaf-
ten lässt sich das Thema trefflich.

Auffällig ist übrigens, dass weder Polen
den Złoty noch Ungarn den Forint gegen
den Euro eintauschen wollen, obwohl sie
das müssten. Sollte Russland sich Belarus
formell einverleiben, wäre es vorstellbar,
dass Polen zum Euro übergeht, damit für
die EU im Ernstfall noch mehr Eigeninte-
ressen auf dem Spiel stünden. Die balti-
schen Republiken und Finnland haben
den Euro sehr wohl auch mit Blick auf die
Sicherheitspolitik eingeführt.

Wie sich die Spannungen lösen lassen?
Auf Zeit spielen. ImWesten wird bestimmt
auf eine Abwahl Orbáns und Kaczynskis

gehofft. In Ungarn hat sich die buntsche-
ckige Opposition hinter einem Gegenkan-
didaten namens Péter Márki-Zay zusam-
mengerauft. Er wird im Westen Sympa-
thien (und Geld) holen, doch nächstes
Jahr wirklich den «Viktator» aus dem Amt
jagen? Und ob der ehemalige Präsident
des Europäischen Rats, Donald Tusk,
Kaczynskis Partei 2023 in Polen stürzt?

Geschichte nicht vergessen
Die Schwierigkeiten werden andauern. Sie
sind zu ertragen. Den halbseidenen Silvio
Berlusconi hat die EU schliesslich auch
überstanden; Italien war als Gründungs-
mitglied – Stichwort Römer Verträge – halt
unantastbar. Sicher ist: Ein Bruch wäre ein
strategisches Desaster, für alle Beteiligten,
schlimmer als der Brexit. Lieber also zwei
Störenfriede im Klub als ein Vakuum in
Polen und in der Pannonischen Tiefebene.

Zudem wäre ein Bannstrahl in Rich-
tung Budapest oder Warschau geschichts-
vergessen und undankbar. Ungarn war
der geplagte Puffer zwischen dem Abend-
land und den Osmanen, Polen fand sich
immer wieder zwischen Hammer und
Amboss. Man lese übrigens nach, wovor
König Jan Sobieski (1683) und Marschall
Józef Piłsudski (1920) Europa bewahrten.

In Polen setzte um 1980 das Ende der
europäischen Teilung ein, mit der Grün-
dung der Gewerkschaft Solidarnosc; zu-
dem war der polnische Kardinal Karol Jó-
zef Wojtyła zum Papst gewählt worden.
Die Völker hörten die Signale.

Schon im April 1989 begann Ungarn
damit, die rostenden Zäune an der West-
grenze abzubrechen. Im Juni dann durch-
schnitten Aussenminister Gyula Horn und
sein österreichischer Kollege Alois Mock
bei Sopron (Ödenburg) symbolisch den
«Eisernen Vorhang». Ausgerechnet dort
wieder eine innereuropäische Abgren-
zung vorzunehmen – keine gute Idee.

«Polexit» oder «Huxit» – keine gute Idee
Ein Bruch der Europäischen Union mit Polen oder Ungarn wäre ein strategisches Desaster, für alle Beteiligten. Deshalb lieber
zwei Störenfriede im Klub als ein Vakuum in Zentraleuropa. MANFRED RÖSCH

Es sind immer noch 47 Länder, die ein erhebliches Hunger­
risiko plagt (hier in Lila, Orange, Rot). Ins Auge fällt vor allem
Afrika – ab Sahel bis an die Grenzen Südafrikas, je zentraler,
desto bedenklicher. Verheerend ist die Lage im «Failed State»
Somalia. Fast der ganze indische Subkontinent darbt, nach
wie vor. Indien, das bald das bevölkerungsreichste Land der
Welt sein wird (oder schon ist), weist gemäss dem aktuellen
Global Hunger Index GHI ein ernsthaftes Hungerrisiko auf,

trotz desWirtschaftswachstums in den vergangenen Jahren.
In China hingegen ist das Hungerrisiko nur noch niedrig,
eine historische Leistung, die zur Stabilität und Legitimität
des kommunistischen Regimes beiträgt. Kein Hungerprob­
lem haben Nordamerika, Japan und Australien. Der Gegen­
satz vom satten Süd- zum unterernährten Nordkorea sagt
alles. Auf den amerikanischen Kontinenten geht es, seit jeher,
Haiti lausig; der bolivarische Sozialismus hat nun auch dem

ölreichen Venezuela leere Teller beschert. Kein Hungerrisiko
kennt in Südamerika allein Französisch-Guayana – ein Teil
des Gourmand-Mutterlandes Frankreich. In Syrien zeigen
sich die Folgen des endlosen Bürgerkriegs. In Libyen bspw.
neigt man nicht etwa zur Leibesfülle, es liegen bloss keine
Daten vor. Welthungerhilfe und ConcernWorldwide kalkulie­
ren den GHI jährlich nach Messgrössen wie Kindersterblich­
keit, Verfügbarkeit und Qualität von Nahrungsmitteln. MR
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Der spanische Ministerpräsident Pedro
Sánchez, der seit etwas über drei Jahren
einer Links-links-Minderheitsregierung
vorsteht, hat in den letzten Tagen und Wo-
chen auf demWeg zur persönlichen Macht-
konsolidierung einige Trümpfe ausge-
spielt. So konnte er am 40. Parteikongress
in Valencia eine erstaunlich geeinte sozia-
listische Formation präsentieren, die
schlagartig ihre internen Grabenkämpfe
beigelegt zu haben scheint. Die Genossen
des PSOE markierten eine eindrucksvolle
Geschlossenheit, die umso mehr über-
rascht, als bis vor kurzem in der Sozialisti-
schen Partei Spaniens ein regelrechtes
Kreuzfeuer zwischen den verschiedensten,
mit dem Kurs der Regierung alles andere
unzufriedenen Fraktionen vorherrschte.

Ein besonderer politischer Leckerbis-
sen sorgte für Raunen in den Reihen der
Parteikollegen: Sogar der historische Chef
der Sozialisten, Felipe González, der dem
Premier und seiner Politik stets sehr kri-
tisch gegenüberstand, umarmte Pedro
Sánchez auf der Bühne des Parteikongres-
ses und versicherte ihm seine Loyalität.
Gleichwohl mahnte González zu mehr Of-
fenheit, Transparenz und Demokratie.

Die sozialistischen Regionalpräsiden-
ten sekundierten die Szene und vervoll-
ständigten das lang vermisste Bild von Ei-
nigkeit und Eintracht. Es war viel von So-
zialdemokratie die Rede, als wollte Sán-
chez moderate Kreise in den eigenen Rei-
hen beruhigen und so seine koalitions-
taktischen Eskapaden in die extreme
Ecke der linken Splittergruppen und der

separatistischen Kräfte kaschieren, die
ihn mit ihrer Unterstützung an der Regie-
rung halten. Sánchez hat aller Kritik zum
Trotz ein erstaunliches Geschick bewie-
sen, sich immer wieder neu zu erfinden
und an der Macht zu halten. Seine eifri-
gen Bekenntnisse zur Sozialdemokratie
stehen auch unter dem Eindruck, dass
diese in Europa wieder im Aufwind ist;
Sánchez sieht sich durchaus als einer
ihrer führenden Repräsentanten.

Wie lange diese Ode an die Tugenden
eines geläuterten Sozialismus anhalten
wird, ist wohl eine andere Geschichte, die
zunächst auf die unmittelbare Zukunft
verschoben wird. Das neue Parteipro-
gramm ist folglich alte Kaffeesatzleserei:
So sollen – oh Überraschung – die Steuern
erhöht werden, um für mehr soziale Ge-
rechtigkeit zu sorgen. Die Wirtschaft wird
per Definition – und sonst wohl per De-
kret – grüner, und die verhasste Arbeits-
marktreform der Konservativen unter
Amtsvorgänger Mariano Rajoy soll rück-
gängig gemacht werden. Man erinnert
sich, dass es gerade diese Arbeitsmarktre-
form war, die Spanien die schmerzliche
Überwindung der Finanz- und Wirt-
schaftskrise ermöglicht hatte.

Fürs Erste ist es Sánchez gelungen, in
diesem Kongress aus einem bisher desola-
ten PSOE, der ihn permanent hinterfragte,
einen geschlossen auftretenden Block zu
inszenieren, der für die 2022 anstehenden
Regionalwahlen in Andalusien und Valen-
cia gut aufgestellt sein will. Schliesslich
sind in zwei Jahren Generalwahlen, und
spätestens dann wird sich zeigen, ob der
«Sanchismo» überlebensfähig ist. Bis dann
hat Sánchez gute Chancen, seine Legisla-
turperiode zu beenden, was angesichts sei-
ner wackligen Regierung nicht wenig ist.

In diesem Kontext muss man gleich-
falls Sánchez' ausgabefreudigen Budget-
entwurf interpretieren. Er sieht die höchs-
ten Sozialausgaben in der Geschichte Spa-
niens vor. DieWirtschaft soll 2021 rund 6%
bzw. 2022 gegen 6,5% wachsen, was ange-
sichts des Einbruchs von 12% im Pande-
miejahr 2020 zu relativieren ist.

Trotzdem, es winken die EU-Aufbau-
milliarden, und die Stimmung in der
Unternehmerschaft ist so positiv wie seit
langem nicht mehr. Spanien steht vor
einem breiten Wirtschaftsaufschwung,
der die Infrastruktur modernisieren und
die Digitalisierung entscheidend voran-
bringen wird. Zu hoffen ist, dass sich die
links-linke Exekutive nicht selbst im Weg
steht und mit ihrer propagandistischen
Effekthascherei eine historische Chance
verpasst. Entsprechende Warnungen, aus
Brüssel und vom IWF, sind bereits einge-
gangen. Bleibt also abzuwarten, ob Sán-
chez' bisheriger Triumph auch Spaniens
Triumph wird.

Sánchez bricht zu neuen Ufern auf
Spaniens Premier hat seine Partei geeint und setzt auf einen Aufschwung. SINFORIANO DEMENDIETA

«In zwei Jahren wird sich
zeigen, ob der ‹Sanchismo›
überlebensfähig ist.»

Facebook ist angreifbar
Wettbewerbsökonomisch spricht nichts für eine Aufspaltung von Facebook in Netz und Betrieb. Die Kunden können
Facebook jederzeit zugunsten anderer Alternativen fallen lassen. MARKUS SAURER

V or kurzem hat ein Professor für Finanzwissen-
schaften in diesen Spalten dafür plädiert, die Netz-
werkinfrastruktur und die redaktionellen Rolle so-

zialer Medien regulatorisch zu trennen (Luigi Zingales,
«Soziale Medien – aufspalten statt auflösen»). Das Netz-
werk sei ein natürliches Monopol, bei dem man – wie bei
jedem natürlichen Monopol – für den Zugang der Nutzer
zu einem regulierten Preis sorgen müsse. Damit könne,
so der in Chicago lehrende Zingales,
die abgetrennte redaktionelle Rolle
vom Wettbewerb profitieren. Dieser
biete den Unternehmen viele Mög-
lichkeiten, Werbung zu schalten,
Daten zu verkaufen oder von den
Kunden Gebühren für Inhalte oder für
das Recht zu verlangen, keine Wer-
bung zu erhalten und ihre Daten nicht
verkaufen zu müssen.

Dieser Beitrag hat mich an ein
empfehlenswertes Buch der Spiel-
theoretiker Barry Nalebuff und Ian Ay-
res erinnert: «Why Not? – How to Use
Everyday Ingenuity to Solve Problems
Big and Small» (Harvard Business
School Press, Boston 2003). Die Auto-
ren stellen fest, dass wir für gewöhn-
lich Probleme identifizieren und dann
nach Lösungen suchen. So hätten sich
über die Jahre viele gute Lösungen für
gewisse Probleme angesammelt, die
auch noch zur Lösung anderer Probleme geeignet seien.
Darum sollten wir jetzt vermehrt nach geeigneten neuen
Problemen für bereits bewährte Lösungen suchen.

Dass es ihnen nicht um Satire geht, zeigen Nalebuff
und Ayres mit einer Reihe von Problemen, die sie selbst
für einige Lösungen gefunden haben. Sie fragten sich bei-
spielsweise, welche Transaktionsprobleme man mit Nut-
zertarifen, wie sie etwa für Telefonsex entrichtet werden,
auch noch lösen könnte. Diese Dienste haben offenbar
einen Nutzen für den Anrufer, dass er dafür zahlt. Auch
Telefonumfragen oderTelefonwerbung haben für die An-
rufer einen Nutzen, stellen aber für viele Angerufene ein
Ärgernis mit negativem Nutzen dar, weshalb sie das Ge-
spräch verweigern. Mit einer Entschädigung der zu Befra-
genden oder zu Bewerbenden könnte die Gesprächsbe-
reitschaft aber durchaus hergestellt werden. Diese Lö-
sung wird heute bei Umfragen gelegentlich praktiziert, er-
staunlicherweise aber noch kaum in derTelefonwerbung.

Pionier in zweiseitigem Markt
Beim Beitrag Zingales' gewinnt man in der Tat den Ein-
druck, er habe nach einem Problem gesucht, das man
auch noch mit der bekannten, durchaus bewährten Lö-
sung der Aufspaltung von Stromerzeugung und Strom-
netz lösen könnte. Er glaubt, bei den sozialen Medien,

bei Facebook, fündig geworden zu sein. Facebook
werde durch ein Geschäftsmodell «verbogen, das den
Profit maximiert, indem es die verrücktesten, aufrühre-
rischsten Ideen» fördere.

Wenn wir dies in wettbewerbs- und netzökonomi-
schen Charakteristika interpretieren, dann hat Face-
book als Anbieter der ersten Stunde natürlich auch die
ersten Nutzer angezogen. Daraus haben sich sehr

schnell inhaltlich immer vielfälti-
gere Freundeskreise und Gruppen
ähnlicher Meinungen («Echogrup-
pen») ergeben, was wiederum
einen sich beschleunigenden Zu-
zug weiterer Nutzer und die Bil-
dung weiterer Nutzergruppen nach
sich gezogen hat (Netzwerkeffekte
auf Nutzerseite). Die Facebook-
Plattform ist ein zweiseitiger Markt,
auf dem Facebook nicht nur für die
Nutzer, sondern auch für die Wer-
ber Leistungen erbringt. Es muss
hier kaum weiter erörtert werden,
dass mit der lawinenartigen Zu-
nahme der Nutzer auch der Werbe-
wert der Plattform exponentiell zu-
genommen hat (Netzwerkeffekte in
Bezug auf die Werbung).

Die Pionierstellung und die zwei-
seitigen, positiv gekoppelten Netz-
werkeffekte auf Nutzer- undWerber-

seite erklären die aktuell führende Marktstellung von
Facebook, die an einen «Winner takes it all»-Wettbewerb
erinnert. Die von Zingales unterstellte «aktive inhaltli-
che Förderung der verrücktesten, aufrührerischsten
Ideen» auf der Nutzerseite durch Facebook war dazu we-
der notwendig noch ersichtlich. Dagegen hätte eine ak-
tive, arbiträre inhaltliche Behinderung gewisser Themen
oder Meinungen durch Facebook (Selbstbeschränkung)
oder auch durch einen staatlichen Regulator die Ent-
wicklung von Facebook sicher abgebremst.

Es ist nicht zu bestreiten, dass sich in Facebook und in
anderen sozialen Medien – wie im Internet generell (z.B.
Darknet) – auch üble Gruppen gebildet haben, die ver-
werfliche bis illegale Inhalte verbreiten. Diese sind der
staatlichen Führung wie auch gewissen Mainstreams in
der Öffentlichkeit und in der Presse offenbar mehr als ein
Dorn im Auge. Entsprechend gibt es einen Druck, soziale
Medien in Bezug auf Inhalte und Datenschutz zu regulie-
ren. Dies darf aber nicht einfach im Sinne eines Zwangs
durch Mehrheiten, sondern muss unter Wahrung der
grösstmöglichen Meinungsfreiheit verfassungskonform
geschehen. Diese Bedingung wird heute mit Selbstbe-
schränkungen oder «Privatzensur» sozialer Medien – in
der Schweiz etwa bei denThemen Covid-19, Klimapolitik,
Energiepolitik – immer stärker «angeritzt». Allerdings ist
nicht ersichtlich, wie dieses Problem mit einer technisch-

ökonomischen und institutionellen Aufspaltung à la
Stromerzeugung und Stromnetz verändert oder gar gelöst
würde. Zingales hat sich für seinen Lösungsvorschlag ein
unpassendes Problem ausgewählt.

Die Stromerzeugung wäre sui generis national und
international kompetitiv. Dass sie in der Schweiz nicht li-
beralisiert ist, liegt nicht daran, dass sie sich nicht libera-
lisieren liesse, sondern am Fehlen des politischenWillens
dazu. Die Stromübertragung und -verteilung, das Strom-
netz, ist hingegen ebenso sui generis keine kompetitive
Angelegenheit, sondern effektiv ein nicht angreifbares
(stabiles) natürliches Monopol. Die Stromerzeugung
wurde bereits davon abgespaltet, damit sich das Monopol
nicht auf sie ausdehnt. Jetzt müsste sie aber auch noch
richtig dem Wettbewerb geöffnet werden.

Facebook ist dagegen eine Suprastruktur, bestehend
aus Programmen und Servern sowie mehrseitigen Kun-
den, die physisch über terrestrische und mobile Leitun-
gen von Telekommunikationsunternehmen und logisch
über das Internet, also über diverse Infrastrukturen von
Facebook völlig unabhängigen Drittunternehmen ver-
bunden sind. In Verbindung mit den zweiseitigen Netz-
werkeffekten und den enormen angefallenen Daten-
mengen weist Facebook eventuell durchaus Charakte-
ristika eines natürlichen Monopols auf. Ein nicht an-
greifbares natürliches Monopol – ein «monopolistischer
Flaschenhals» liegt aber mit Sicherheit nicht vor.

Vielfältige Konkurrenz
Es ist vielleicht nicht «schön», dass Facebook trotz füh-
render Stellung die Übernahme der sozialen Medien
WhatsApp und Instagram gestattet wurde. Trotzdem
stehen den Kunden immer noch viele weitere mit Face-
book vergleich- und damit ersetzbare konkurrierende
soziale Suprastrukturen zur Verfügung, so etwa Twitter,
YouTube, Telegram, Signal, LinkedIn oder Xing. Freun-
deskreise und Interessengruppen können sich auch im-
mer leichter über eigene Websites mitsamt Blog oder
über Videoplattformen wie Zoom, Teams, Google Chat/
Hangouts usf. austauschen. Dazu kommen immer mehr
Onlinezeitschriften, auf denen rege kommentiert wird.

Daraus folgt, dass wettbewerbsökonomisch auf eine
Aufspaltung in Netz und Betrieb von Facebook – wie im-
mer der Betrieb oder die redaktionelle Rolle auch defi-
niert werden mag – verzichtet werden sollte. Die Kunden
tummeln sich heute ohnehin schon auf verschiedenen
sozialen Plattformen und können auch Facebook jeder-
zeit zugunsten anderer Alternativen fallen lassen. Wenn
übrigens Facebook mit der Mainstreamzensur weiter-
macht wie in jüngster Zeit, dann würde ich einen sol-
chen Exodus der Kunden nicht ausschliessen.

Markus Saurer ist selbständiger Ökonom und
Vorstandsmitglied im Carnot-Cournot-Netzwerk
für Politikberatung in Technik und Wirtschaft.

Die Autohersteller waren
die Ersten, die wegen des
Chipmangels Alarm schlu-
gen. Doch sie sind längst
nicht mehr die Einzigen,
deren Produktions-
pläne wegen fehlen-
der Rohmaterialien
durcheinandergewir-
belt werden. Diese
Woche präsentier-
ten Rieter und ABB
Quartalszahlen
und volle Auftrags-
bücher, warnten
aber, dass sie
Mühe haben wer-
den, die Bestel-
lungen zu erfül-
len: Es fehlen
nicht nur Halb-
leiter, sondern
die ganze Logis-
tikkette bereitet
Kopfschmerzen, genauso wie die
Situation am Arbeitsmarkt.

Die beiden Industrieunterneh-
men sind keine Einzelfälle. «Liefer-
engpässe sorgen für schwächstes
Wirtschaftswachstum seit sechs
Monaten», titelt IHS Markit am
Freitag zum Rückgang der Eurozone-
PMI-Frühindikatoren. Die Störung
in den Lieferketten lasse sich so
schnell nicht beheben und führe
«unweigerlich» zu höheren Preisen –
in allen Branchen.

Alle Seiten versuchen, die negativen
Auswirkungen der Knappheit zu
minimieren: China legt Fabriken still,
um Energie zu sparen. Im Vereinigten
Königreich fahren Soldaten Lastwa-
gen. Russland schränkt den Weizen-
export ein. Bauern säen keinen Mais
mehr an, weil Dünger zu teuer ist.
Verlage leeren ihren Papiervorrat.

Doch das ist alles Symptombe-
kämpfung. Wer Engpässe in den
Lieferketten als «kurzfristig» abtut, ist
zu optimistisch. Bis das komplizierte
globale Geflecht wieder reibungslos
funktioniert, wird es Monate dauern.
Die Konjunkturaussichten hellen sich
erst auf, wenn die Knappheiten
behoben sind. Anpassungen wie Res-
horing, höhere Löhne für unpopuläre
Arbeiten oder die Abkehr von der
Just-in-Time-Produktion bleiben uns
vielleicht auch danach erhalten.

Es sind scharfe Worte, die die Finma
gegenüber Credit Suisse gefunden hat:
Von «gravierenden organisatorischen
Mängeln» spricht der Regulator. Bei der
Beschattungsaffäre habe die Gross-
bank im betroffenen Sicherheitsbereich
«keine Gewähr für eine einwandfreie
Geschäftstätigkeit» geboten. Das zeuge
von einer «unangemessenen Unterneh-
menskultur» bei Teilen der damaligen
CS-Geschäftsleitung (vgl. Seite 10).

Auch wenn die Abarbeitung eines
Teils ihrer Altlasten für die Bank in
einem ersten Schritt positiv zu werten
ist: Einen Schlussstrich unter «Spy-
gate» zu ziehen, wie es die Grossbank
nun gerne möchte, lässt das Fazit der
Finma aber nicht zu. Zum einen, weil
sie Credit Suisse zu teils schmerzhaf-
ten weiterführenden Massnahmen
verpflichtet hat. Zum anderen aber
auch, weil sich die Observation von
eigenen Mitarbeitern (wie dem ehema-
ligen Starbanker Iqbal Khan) in eine
ganze Reihe von Affären einreiht: Es
geht um das kollabierte Family Office
Archegos, die Lieferkettenfinanzie-
rungsfonds von Lex Greensill oder
auch die Mosambik-Kredite, wozu die
Finma, ebenfalls gestern, ihr Enforce-
mentverfahren abgeschlossen hat.

All diesen Tatbeständen liegt zu-
grunde, dass die Grossbank Risiken
falsch eingeschätzt hat. Keine wirkliche
Überraschung: Auch der Regulator hat
das Risikomanagement von Credit
Suisse nicht zum ersten Mal an den
Pranger gestellt. Bereits 2018 hat die
Finma die Bank wegen eines anderen

Falls gerügt. Anschliessend hat CS in
ein hochklassiges neues Risikomana
gementsystem investiert – leider ver
gebliche Liebesmüh. Immer wieder hat
es sich seit damals gezeit, dass es im
Unternehmen selbst an einer entspre-
chenden Risikokultur fehlt.

Klar ist, die hier aufgezählten Fälle
haben sich noch unter der Ägide der
vorherigen CS-Führung unter CEO Tid-
jane Thiam und Verwaltungsratspräsi-
dent Urs Rohner ereignet. Seine Hände
in Unschuld waschen kann aber auch
das neue Tandem an der Spitze, Thomas
Gottstein und António Horta-Osório,
nicht. Am Zug ist jetzt der Präsident. Er
hat mitgeteilt, mit der problematischen
Attitüde der Bank in Bezug auf Risiko
aufräumen zu wollen.

Ob sich das auch in der neuen Strate-
gie der Grossbank spiegelt, die er bis
Jahresende präsentieren will, bleibt
abzuwarten. Der Präsident wäre jedoch
gut beraten, seinen Worten möglichst
bald Taten folgen zu lassen, allein schon,
um Anlegern Klarheit über den Kurs von
Credit Suisse zu verschaffen.

In den ersten Tagen der Coronakrise
2020 hat die Grossbank es vermocht,
sich als eine der treibenden Kräfte hin-
ter dem Covid-19-Kreditprogramm des
Bundes zu positionieren. Das von der
Finma gefällte Urteil zeigt aber, dass die
Mängel bei der zweitgrössten Schweizer
Bank schon zu lange überwiegen. Bis
Mitarbeiter und die Öffentlichkeit wie-
der sicher sein können, dass man bei der
Bank den eigenen Worten auch nach-
lebt, dauert es wohl noch lange.

Fünf nach zwölf bei Credit Suisse
Die Grossbank muss endlich handeln. BEATRICE BÖSIGER

MARA BERNATH
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«Ein ‹monopolisti-
scher Flaschenhals›
liegt mit Sicherheit
nicht vor.»


